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Bundesverfassungsgericht zum Thema “Beweiserhebung im Hinblick auf Vier-Augen-Gespräche“ (Beschluß vom 21.2.2001, 2 BvR 140/00)

Die Situation:

Es geht um den häufigen Fall, dass ein Vertrag mündlich „unter vier Augen“ abgeschlossen wurde. Entweder waren nur die Vertragsparteien selbst anwesend. Dann kann beim Streit über den Inhalt der Vereinbarung eine Beweisaufnahme nur im Wege der sogenannten Parteivernehmung erfolgen. Dabei wird die Gegenseite wie ein Zeuge vernommen. Die eigene Parteivernehmung ist nach § 447 ZPO nur zulässig, wenn die Gegenseite zustimmt – was regelmäßig nicht der Fall ist.

Noch schwieriger wird die Beweissituation, wenn bei dem Vier-Augen-Gespräch auf der einen Seite der Vertragspartner selbst und auf der anderen Seite ein Angestellter des Vertragspartners beteiligt waren. Kommt es hier zu einer Beweisaufnahme, hat die eine Partei einen Zeugen, während die andere Partei sich nur auf das grundsätzlich sehr eingeschränkte Beweismittel der Parteivernehmung berufen könnte.

Die Gesetzeslage:

Nach § 448 ZPO kann das Gericht auch ohne Zustimmung des Gegners eine Parteivernehmung durchführen, wenn
– alle Beweismittel erschöpft sind
– eine gewisse Wahrscheinlichkeit für die Darstellung einer Partei spricht und
– das Gericht sich aber noch keine abschließende Überzeugung bilden kann.
Ist eine Lage jedoch völlig offen und gibt es keine anderen Beweismittel, darf nach bisheriger Auffassung keine Partei vernommen werden.

Die Gerichte haben in Anbetracht dieser Hürden bislang von der Möglichkeit, eine Parteivernehmung nach § 448 ZPO durchzuführen, nur sehr eingeschränkt Gebrauch gemacht.

Der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts:

Das Bundesverfassungsgericht sieht den Anspruch auf rechtliches Gehör und das Recht auf Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes als verletzt an, wenn ein Gericht wie im vorgenannten Fall sich auf die Vernehmung des Zeugen beschränkt. Ein Gericht müsse in solchen Fällen zumindest die ohne Zeugen dastehende Vertragspartei gemäß § 141 ZPO informatorisch anhören. Ergeben sich bei einer solchen Anhörung Zweifel an der Aussage des Zeugen der anderen Vertragspartei, kann das Gericht weiteren Beweis durch Parteivernehmung erheben oder zumindest die bis dahin gegebene Beweislage unter Berücksichtigung der Parteianhörung würdigen.
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